
Der Kläger trägt weiter vor, dass die Kommission ihren 
Beschluss nicht hinreichend begründet habe. Die Begrün­
dung zur Festlegung der Benchmarks sei mangelhaft. Auch 
die von der Kommission angeführten Bedenken hinsichtlich 
etwaiger Wettbewerbsverfälschungen seien nicht ordnungs­
gemäß begründet worden. Dies verstoße gegen Art. 296 
Abs. 2 AEUV. 

3. Dritter Klagegrund: Verstoß gegen den Verhältnismäßigkeits­
grundsatz 

Der angegriffene Beschluss verstoße hinsichtlich der Fest­
legung der Benchmark für Heißmetall auch gegen den Ver­
hältnismäßigkeitsgrundsatzes. 

4. Vierter Klagegrund: Verstoß gegen den Gleichbehandlungs­
grundsatz 

Zudem beruft sich der Kläger auf eine Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzes. 

5. Fünfter Klagegrund: Notwendigkeit der Nichtigerklärung des 
gesamten Beschlusses 

Der Kläger vertritt die Ansicht, dass der Beschluss in seiner 
Gesamtheit für unwirksam erklärt werden müsse, da bei 
einer ausschließlich auf die Benchmark für Heißmetall be­
schränkten Nichtigerklärung aufgrund der Regelung des Art. 
10 Abs. 2 Buchst. b in Verbindung mit Art. 3 Buchst. c des 
angegriffenen Beschlusses für die Zuteilung der kostenlosen 
Zertifikate automatisch eine Fall-Back-Methode zur Anwen­
dung käme. Diese würde für den Kläger in einem noch 
schlechteren Ergebnis resultieren, als wenn die unrichtigen 
Benchmarkwerte der Kommission für Heißmetall angewen­
det würden. 
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Klägerin: Evonik Industries AG (Essen, Deutschland) (Prozess­
bevollmächtigter: Rechtsanwalt J. Albrecht) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer: Johann 
Heinrich Bornemann GmbH — Geschäftsbereich Kunststofftech­
nik Obernkirchen (Obernkirchen, Deutschland) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Beklagten (Zweite Beschwerdekammer) 
vom 19. April 2011 (Aktenzeichen der Beschwerde: 
R 1802/2010-2) aufzuheben, soweit der internationalen 
Marke Nr. 918 426 „EVONIK“ die Schutzerstreckung auf 
die Europäische Union versagt wurde; 

— der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Anmelderin der Gemeinschaftsmarke: Klägerin. 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Wortmarke „EVONIK“ für Waren 
und Dienstleistungen der Klassen 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 9, 11, 16, 
17, 19, 35, 37, 39, 40, 41 und 42 — Internationale Registrie­
rung Nr. 918 426. 

Inhaberin des im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenen Marken- 
oder Zeichenrechts: Johann Heinrich Bornemann GmbH — 
Geschäftsbereich Kunststofftechnik Obernkirchen. 

Im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenes Marken- oder Zeichen­
recht: Wortgemeinschaftsmarke „EVO“ für Waren und Dienstleis­
tungen der Klassen 7, 37 und 42. 

Entscheidung der Widerspruchsabteilung: Dem Widerspruch wurde 
teilweise stattgegeben. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Die Beschwerde wurde zu­
rückgewiesen. 

Klagegründe: Verletzung von Art. 8 Abs. 1 Buchst. b und Art. 75 
und 76 der Verordnung Nr. 207/2009, i) da zwischen den sich 
gegenüberstehenden Marken keine Verwechslungsgefahr be­
stehe, ii) da die Beschwerdekammer sich auf Gründe gestützt 
habe, zu denen die Klägerin sich nicht habe äußern können und 
iii) da die Beschwerdekammer die angefochtene Entscheidung 
auf Vorbringen, das nicht vom Widersprechenden in das Ver­
fahren eingebracht worden sei, gestützt habe.
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